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Zusatzvertrag erweitert Abkommen Schweiz-EWG auf Liechtenstein 
Aller Voraussicht nach werden heute morgen um 10 Uhr im Palais Egmont in Brüssel die Frei-
handelsabkommen zwischen den Rest-EFTA-Ländern und der EWG unterzeichnet. Durch einen 
Zusatzvertrag zwischen Liechtenstein, der Schweiz und der EWG wird der Geltungsbereich des 
schweizerischen Abkommens auch au! Liechtenstein erweitert. Regierungschef Dr. Alfred Hilbe, 
der sich gestern in Begleitung von Dr. Benno Beck, Leiter des Amtes für Industrie und Ge­
werbe, nach Brüssel begab, wird das Vertragswerk für Liechtenstein unterzeichnen. Bereits 
während der ganzen Woche hatte Graf A. F. von Gerliczy-Burian in Brüssel an der Ausarbei­
tung der Verträge mitgewirkt. An einer Pressekonferenz vom Donnerstagabend haben Regie­
rungschef Dr. Hilbe und Dr. Benno Beck die zu unterzeichnenden Verträge erläutert. 

Bei den zu unterzeichnenden Verträgen han­
delt es sich im wesentlichen um ein Freihan­
delsabkommen mit der erweiterten EWG, wo­
durch ein Wirtschaftsraum mit über 300 Millio­
nen Konsumenten entsteht. Aufgrund des zwi­
schen dem Fürstentum Liechtenstein, der 
Schweiz und der EWG vereinbarten und am 
Samstag ebenfalls zur Unterzeichnung gelan­
genden Zusatzabkommens erlangen die Bestim­
mungen des Vertrages zwischen der Schweiz 
und der EWG auch für Liechtenstein Geltung. 
Der Vertrag hat — kurz zusammengefasst — 
folgenden Inhalt: 

Zollabbau 
Die  Industriezölle zwischen der Schweiz und 

Liechtenstein einerseits und der EWG ander­
seits werden in der Zeit zwischen dem 1. April 
1973 und dem 1. Juli 1977 vollständig abge­
schafft werden. Die Abschaffung erfolgt stufen­
we i se  und zwar am 1. April 1973, am Jahresan­
fang 1974/75/76 und dann am 1. Juli 1977 um je  
20 Prozent. Die Zölle werden praktisch für alle 
Industrieprodukte in diesem Zeitraum beseitigt 
werden. Für einzelne Produkte, die für Liech­
tenstein auf der Exportseite allerdings keine 
Rolle spielen, wird der Zollabbau länger 
dauern, so für Papier 11 Jahre, für bestimmte 
Eisenlegierungen, Aluminium und eine Reihe 
weiterer Metalle 8 Jahre. Spezielle Regelungen 

gelten auch für Blei, Zink und die Uhren, sowie  
auch für die landwirtschaftlichen Verarbei­
tungsprodukte. 

Bezüglich des Handelsvolumens würden für 
Liechtenstein durch die Abkommen, mit der 
EWG und die schon bestehenden Verträge 
nach der Uebergangszeit von viereinviertel 
Jahren (unter Zugrundelegung der Exportzah­
len von 1971) bei den Ausfuhren 82.5 Prozent 
des Gesamtexportes betroffen. Unsere Einfuh­
ren werden statistisch wegen der offenen Gren­
ze mit der Schweiz nicht erfasst. 

Der Zollausfall wird durch neue Steuern 
wettgemacht werden müssen, aber die Wettbe­
werbswirkungen des Zollabbaues bleiben 
dennoch bestehen. Durch die Zustimmung zum 
Freihandelsabkommen ist in keiner Weise prä-
judiziert worden, auf welche Weise die Zoll­
ausfälle gedeckt werden sollen. Der Entscheid 
darüber wird in einem vom Freinhandelsab-
kommen getrennten Verfahren erfolgen 
müssen. 

Landwirtschaft 
Öie Agrarerzeugnisse bilden nicht Gegen­

stand des Abkommens. Wir haben damit das 
EWG-Agrarpreisniveau nicht zu übernehmen. 
Die Vertragsparteien haben sich allerdings 
verpflichtet, eine harmonische Entwicklung des 
Agrarhandels zu fördern. Der gemischte Aus-

Zusatzabkommen 
über die Geltung des Abkommens zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Schweiz vom 22. Juli 1972 für 

das Fürstentum Liechtenstein 

Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
Der Schweizerische Bundesrat 
Seine Durchlaucht der regierende Fürst von Liechtenstein 

Im Hinblick darauf, dass das Fürstentum Liechtenstein aufgrund des Ver­
trages vom 29. März 1923 mit der Schweiz eine Zollunion bildet, und dass 
dieser Vertrag nicht die Geltung aller Bestimmungen des zwischen der 
Gemeinschaft und der Schweiz am 22. Juli 1972 unterzeichneten Abkom­
mens für das Fürstentum Liechtenstein bewirkt, 
Im Hinblick darauf, dass das Fürstentum Liechtenstein dem Wunsche Aus­
druck gegeben hat, dass alle Bestimmungen dieses Abkommens für Liech­
tenstein Wirksamkeit haben sollen, haben wir folgendes vereinbart: 
Artikel 1: Das zwischen der Gemeinschaft und der Schweiz am 22. Juli 1972 
unterzeichnete Abkommen hat auch für das Fürstentum Liechtenstein Gel­
tung. 

Artikel 2: Zum Zwecke der Anwendung dieses Abkommens und ohne des­
sen Charakter als bilaterales Abkommen zwischen der Gemeinschaft und 
der Schweiz zu verändern, kann das Fürstentum Liechtenstein seine Inter­
essen durch einen Vertreter im Rahmen der schweizerischen Delegation im 
Gemischten Ausschuss wahrnehmen. 
Artikel 3: Das vorliegende Zusatzabkommen wird von der Schweiz und dem 
Fürstentum Liechtenstein ratifiziert und von der Gemeinschaft abgeschlos­
sen werden. Es wird gleichzeitig mit dem zwischen der Gemeinschaft und 
der Schweiz am 22. Juli 1972 unterzeichneten Abkommen in Kraft treten und 
gilt, solange der Vertrag vom 29. März 1923 in Kraft bleiben wird. 
Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unter­
schrift unter diesen Vertrag gesetzt. 

Geschehen zu Brüssel am 22. Juli 1972 

(Ein gleichlautendes; Zusatzabkommen wird ebenfalls morgen mit den Mit­
gliedern der EGKS (Montanunion) unterzeichnet.) 

schuss, der zur Durchführung des Abkommens 
eingesetzt wird, erhält die Zuständigkeit für 
die Behandlung dieser Probleme. Zudem haben 
die Schweiz und die Gemeinschaft, ohne in die 
beiderseitige Autonomie der Agrarpolitik ein­
zugreifen, bilateral einige Verbesserungen ab­
gesprochen. Das Abkommen hat somit für die 
liechtensteinische Landwirtschaft praktisch 
keine Auswirkungen. 

Ursprungsregeln 
Die Partner einer Freihandelszone haben (im 

Gegensatz zur Zollunion) keinen gemeinsamen 
Aussenzoll. Aus diesem Grunde sind Ur­
sprungsregeln notwendig, damit Güter nicht 
über das Land mit dem niedrigsten Zollsatz in 
die Zone eingeführt und von  dort in Länder mit 
höheren Aussenzöllen geleitet werden können. 
Die Ursprungsregeln bestimmen, wie  wei t  die 
Güter in der Zone der 17 frei zur Be- und Ver­
arbeitung zirkulieren können. Die in diesem 
Verkehr nun ab nächstem Jahr neu anzuwen­
denden Ursprungskriterien gelten als sehr 
kompliziert. Die Umstellung von  den einfachen 

(Fortsetzung Seite 2) 

KOMMENTAR 
Auf dem Weg nach Europa 

Liechtenstein ist auf dem langen Weg 
zum geeinten Europa «einen Schritt wel­
ter gekommen. Wenn am Samstagmor­
gen in Brüssel die Verträge unterzeich­
net werden, ist der Beitritt zum grossen 
europäischen Freihandelsraum besie­
gelt. — Der Weg dorthin war auch für 
Liechtenstein nicht immer leicht: Im De­
zember 1969 beschloss die Gipfelkonfe­
renz der sechs EWG-Staaten mit jenen 
Ländern Gespräche aufzunehmen, die 
sich nicht für einen vollen Beitritt zur 
EWG entscheiden können. Zwei Jahre 
später schliesslich begannen die eigent­
lichen Verhandlungen, bei denen auch 
das Fürstentum Liechtenstein im Rah­
men der schweizerischen Delegation 
vertreten war. Die Probleme jedoch, die 
liechtensteinischerseits befürchtet wur­
den, lösten sich nach und naefa in einer 
Interessengleichheit zwischen der 
Schweiz und Liechtenstein. Es zeigte 
sich, dass der Vertrag wie er zwischen 
der Schweiz und der EWG abgeschlos­
sen wird, materiell auch von Liechten­
stein akzeptiert werden kann. Das Zu­
satzabkommen regelt überdies die be­
sondere Stellung Liechtensteins, die 
sich durch den Zollvertrag mit der 
Schweiz ergibt. — Mit dem Schritt 
Liechtensteins ist unserer zwar jungen 
aber umso dynamischeren Wirtschaft 
die Möglichkeit und Chance zugleich 
gegeben, sich in Europa zu behaupten. 
Liechtenstein kann stolz darauf sein, 
einen angemessenen Beitrag zur Gestal­
tung der Zukunft unseres Kontinents zu 
leisten. (nj) 
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